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Datum: 28.06.2018 
 
Rechtsvorschriften: §§ 91, 788 ZPO 
 
Orientierungshilfe: 
Kosten der Zwangsvollstreckung kann der Gläubiger gegen den Schuldner nicht festset-
zen lassen, solange nicht eine vollstreckbare Ausfertigung des Vollstreckungstitels erteilt 
ist.  
 
 

 

Beschluss: 

 

1. Die sofortige Beschwerde der Klägerin vom 04.05.2018 gegen den Be-

schluss des Arbeitsgerichts Würzburg vom 26.04.2018, Az. 2 Ca 1097/17, 

wird zurückgewiesen.  

 

2. Die Klägerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens.  

 

3. Der Gegenstandswert des Beschwerdeverfahrens wird auf € 305,12 fest-

gesetzt. 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Das Hauptsacheverfahren endete mit durch gerichtlichen Beschluss vom 06.02.2018 fest-

gestellten Vergleich. Die Parteien einigten sich auf die Beendigung des Arbeitsverhältnis-

ses, die Zahlung einer Abfindung sowie auf die Erteilung eines wohlwollenden, qualifizierten 

Arbeitszeugnisses mit sehr guter Leistungs- und Verhaltensbeurteilung.  
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Mit E-Mails vom 02.02., 12.02. und 15.02.2018 bat der Klägerinvertreter um die Übersen-

dung eines ersten Entwurfes des Zeugnisses zuletzt zur Vermeidung der Zwangsvollstre-

ckung (Blatt 220 der Akten). Ob die E-Mails vom 12.02. und vom 15.02.2018 die Prozess-

vertreterin der Beklagten erreichten, ist strittig.  

 

Nach einem weiteren Anschreiben des Klägerinvertreters vom 19.03.2018 übermittelte die 

Beklagte mit Schreiben vom 22.03.2018 den Entwurf eines Zeugnisses. Nach einem wei-

teren Änderungswunsch seitens der Klägerin übermittelte die Beklagte mit Schriftsatz vom 

23.04.2018 das Zeugnis im Original.  

 

Mit Schriftsatz vom 26.03.2018 beantragte der Klägerinvertreter die Festsetzung der kläge-

rischen anwaltlichen Kosten der Zwangsvollstreckung gegen die Beklagte in Höhe von 

€ 305,12. Hierbei ging er von dem gerichtlich festgesetzten Streitwert für den Vergleich in 

Höhe von € 24.380,-- aus. 

 

Mit Schriftsatz vom 18.04.2018 beantragte die Beklagte die Festsetzung der klägerischen 

anwaltlichen Kosten der Zwangsvollstreckung zurückzuweisen. 

 

Mit gerichtlichem Schreiben vom 20.04.2018 wurde der Klägerinvertreter darauf hingewie-

sen, dass die Kosten nicht festsetzungsfähig seien, da weder ein Antrag auf Erteilung einer 

vollstreckbaren Ausfertigung des Vergleichs vom 06.02.2018 gestellt noch eine vollstreck-

bare Ausfertigung erteilt wurde (Blatt 193 der Akten). Mit Schriftsatz vom 25.04.2018 teilte 

der Klägerinvertreter mit, dass die Beklagte ihrer Verpflichtung zur Übersendung des Zeug-

nisses an die Klägerin am 24.04.2018 nachgekommen sei. 

 

Mit Beschluss vom 26.04.2018 lehnte das Arbeitsgericht den Antrag auf Festsetzung der 

Kosten der Zwangsvollstreckung ab (Blatt 202 bis 204 der Akten).  

 

Mit Schriftsatz vom 04.05.2018 beantragte der Klägerinvertreter die Erteilung einer voll-

streckbaren Ausfertigung des Vergleichs sowie erneut die Festsetzung der anwaltlichen 

Kosten der Zwangsvollstreckung in Höhe von € 305,12 und legte gegen den Beschluss des 

Arbeitsgerichts vom 26.04.2018 „Erinnerung“ ein. Der Klägerinvertreter begründet die Erin-
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nerung im Wesentlichen damit, dass der Antrag auf Erteilung einer vollstreckbaren Ausfer-

tigung keine Voraussetzung der Erstattungsfähigkeit der Kosten der Zwangsvollstreckung 

sei. 

 

Mit Beschluss vom 07.05.2018 half das Arbeitsgericht der als sofortigen Beschwerde aus-

gelegten Erinnerung nicht ab und legte das Verfahren dem Landesarbeitsgericht zur weite-

ren Entscheidung vor.  

 

Das Landesarbeitsgericht gab den Parteien mit Schreiben vom 29.05.2018 Gelegenheit zur 

Stellungnahme zum Nichtabhilfebeschluss bis zum 18.06.2018. Beide Parteien nahmen mit 

Schriftsätzen vom 18.06.2018 Stellung. 

 

Wegen der Einzelheiten des Vorbringens der Parteien wird auf die Beschwerdeakte und 

insbesondere die gewechselten Schriftsätze verwiesen. 

 

 

II. 

 

1. Die vom Klägerinvertreter eingelegte Erinnerung war - wie das Arbeitsgericht zu Recht 

erkannt hat - als sofortige Beschwerde auszulegen, da der Beschwerdewert von € 200,- 

erreicht ist. Der Klägerinvertreter kann sich nicht darauf berufen, dass er bewusst nur 

Erinnerung eingelegt habe, da der Beschwerdewert voraussichtlich nicht erreicht werde. 

Er hat eindeutig einen Kostenfestsetzungsantrag über € 305,12 gestellt und gegen die 

abweisende Entscheidung des Arbeitsgerichts Erinnerung eingelegt. Eine teilweise 

Rücknahme des Kostenfestsetzungsantrages ist nicht erfolgt.   

 

Die Beschwerde ist statthaft, §§ 11 Abs. 2 Satz 3 RVG, 104 Abs. 3 ZPO, und auch im 

Übrigen zulässig.  

 

 

2. Die Beschwerde ist sachlich jedoch nicht begründet.  
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Der Beschluss des Arbeitsgerichts Würzburg vom 26.04.2018 ist rechtlich nicht zu be-

anstanden. Insoweit kann auf die Gründe der Ausgangsentscheidung und der Nichtab-

hilfeentscheidung vollumfänglich Bezug genommen und von einer wiederholenden Dar-

stellung der Gründe abgesehen werden.  

 

 

Lediglich zur Klarstellung ist noch Folgendes auszuführen:   

 

Zwar gehören Kosten für die anwaltliche Zahlungsaufforderung nach Erwirkung des 

Vollstreckungstitels mit Vollstreckungsandrohung zu den Vorbereitungskosten der 

Zwangsvollstreckung. Diese sind jedoch nur bei Notwendigkeit erstattungsfähig (§ 788 

Abs. 1 i.V.m. § 91 ZPO). Dies erfordert, dass der Gläubiger im Besitz einer vollstreck-

baren Ausfertigung des Titels ist, die Fälligkeit der titulierten Forderung eingetreten und 

dem Schuldner eine angemessene Frist zur freiwilligen Erfüllung der Forderung einge-

räumt war. Nicht notwendig, und damit nicht erstattungsfähig, sind Kosten, wenn ein 

Zwangsvollstreckungsauftrag im Zeitpunkt der Zahlungsaufforderung einen Vollstre-

ckungsbeginn noch nicht ermöglicht hätte, weil Voraussetzungen der Zwangsvollstre-

ckung, die nicht zugleich bei Beginn vorgenommen werden können, noch nicht erfüllt 

waren, z.B. die vollstreckbare Ausfertigung noch nicht erteilt war (BGH NJW-RR 2003, 

1581; Zöller, ZPO, 32. Aufl., § 788 ZPO, Rdnr. 6 m.w.N.).  

 

Im vorliegenden Falle war zum Zeitpunkt der Erfüllung des Zeugnisanspruches am 

24.04.2018 ein Antrag auf Erteilung einer vollstreckbaren Ausfertigung nicht gestellt. 

Der Antrag vom 04.05.2018 führt nicht zu einer Erstattungspflicht, da zu diesem Zeit-

punkt der titulierte Zeugnisanspruch unstreitig bereits erfüllt und die Zwangsvollstre-

ckung nicht notwendig war. Desweiteren wird darauf hingewiesen, dass der Klägerin-

vertreter in den E-mails vom Februar nicht die Zeugniserteilung verlangt hat, sondern 

die Übermittlung eines Zeugnisentwurfes. Er hat damit gerade nicht die Erfüllung ver-

langt. 

 

Im Übrigen könnte der Klägerinvertreter allenfalls die Festsetzung von Kosten aus ei-

nem Streitwert von € 4.966,-- verlangen. Dies ist der Streitwert von einem Monatsge-

halt, der sich auf die Zeugniserteilung im Vergleich bezieht.  
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3. Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Nürnberg kann ohne Hinzuziehung der 

ehrenamtlichen Richter erfolgen, § 78 Satz 3 ArbGG.  

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar. Da die gesetzlichen Voraussetzungen 

des § 72 Abs. 2 ArbGG nicht vorliegen, ist die Rechtsbeschwerde nicht zu-

zulassen, § 78 Satz 2 ArbGG. 

 

Hinsichtlich der Ziffer 3 des Beschlusses greifen die §§ 68 Abs. 1 Satz 5,  

66 Abs. 3 Satz 3 GKG. 

 

 

 

 

 
Steindl   

Vorsitzender Richter   
am Landesarbeitsgericht   

 


